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ÖSTERREICH ISCH ER RECHTSANWALTS KAM M ERTAG 

An das 

Bundesministerium für 

Wirtschaft und Verkehr 

Radetzkystraße 2 

1031 Wie n 

Zl. 297/95 

PW/ET - DVR: 0487864 

Wien, am 8. Januar 1996 

Betrifft: Entwurf eines Führerscheingesetzes 

Zl~ 167.650/6-I/6-95 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag übermittelt. im Nach­

hang zu seiner Stellungnahme vom 30.11.1995 die irrtümlich 

nicht angeschlossenen Stellungnahmen der Rechtsanwaltskammer 

Oberösterreich, Steiermark und Vorarlberg zur gefälligen Kennt­

nisnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 

Beilagen 

DIE ÖSTERREICHISCHEN 
RECHTSANWALTE ~ 
Wir sprechen für Ihr Recht. 

""':;~·W 

Dr. Peter WRABETZ 

Generalsekretär 

ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG. 1010 WIEN,ROTENTURMSTRASSE 13. TEl. 0222-5351275, FAX 0222-5351275/13 
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H A S l N G tRI N A GEL E 1', P fl.. R T t-l t ., 

Herr:~ 

Dr., Thomas Kader 
Rechtsan'wal t 
Rauhensteinqasse 1 
1Q10 Wie n 

~LC!l;S"NWÄlT:: 

!~ ~' .~ : I ~ I ;: I (, :. 1 r ,. 
;jo ~\ .; ."'1 (.' .\A. • i.i ~ !. 

h,J. 1\ ~: :.,' : l r:" f .. ;;;;:1 (: I" : ; ,.. 

27. November' :t 99 :5 
L/hb/612-95 

}~IT TELEFAX 

:aej:;.;:iffi;.;. Entwurf eines FÜhrerscheingesotzes 

Sehr geehrter Herr KOllegel 

Unte.r Bf!Zugnahme. auf das von unserem Mag. Lux mit Ihnen ge­
führte 'rE.~lefonat darf ich Ihnen - wie angekündigt .... 1ediglicb 

~~in.e kurgs, stichpunktartige Stellungnab,11'Ie ZUlU Entwc:'.:cf einES 

!:i'ührersc:heingesetzes überni tteln: 

niE:: Eerausnahme d,er das Führerscheinwesen an sich betreffe:r.den 

J3esti~unge.n aus dem KFG und deren Zusammen~:assung in einem 

'E\.:i.genen ]l'ührerscheinC]esetz ist grundsätz lieh zu be9rüßen. 

Der Entwu.rf ist j,:adoch in einigen Punkten gr.ündlich zu übe:=­

denken: 

L Die Ejinführ.un(J des "Mehrfachtäter-Punlttosystema f
• r:rfordert 

nat.ur.'gemäß ein ?entrales Führersoheinregister. 

ZU'mindest bef:t:-emdlieh sind in diesem Zusa11U'nenharq die 

~egelungen im jeweiligen Abs 6 der §§ 16 :lnd :t 7 .• ;.,"onach di~ 

BehB:rden alle Unterlagen bzw. AUfzeicbn\2.ngen übe:c einen 

?ilhrerschEd.nbesitzer. spätestens bei Jl.:;:-re.:ichen des 95. 
T.!ebe!."lsjahres des Betroffenen zu vernichten bz'W·. za löschen 

habe11. 
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• .. '"_" __ • ,"_"_., ,u t·-...J' ..... ~ ..... r.~ 

Wed(:r aus den Materialien noch aus dem RegeJ.ungBzu­

saw!\enhang ist erklärlich, welche Motive damit verfolgt 
werden. 

Nachdem gemA! S 29 Abs 3 des Entwurfr, die personenstands·­

behUrden dem örtlichen FÜhrerscheinregister ohnedies 

'll odosfälle von Personen über 16 Jahren zu melde:-l haben f 

:kann der Grund nicht in der Vermeidung überflüssigem Daten­
bzw. Aktenmaterials liegen. 

Nachdem - zu Recht ~. eine al1gemeinE~ Altersgren~e: mit der. 

'Vermutung I daß bei deren tl'berschreit:ung etwa dis körper··· 

1.:1.cbe Eignung wegfä.llt, fehlt, führt di~ Reg·e.lung lediglicr!i. 

o.az12 r daß Lenkbarechtigte über 95 Ja.hre au.s d.enl Mehrfach­

t.ätE!.r-Punktesystem herausfallen. 

Diee,E~r Vertrauensvorschuß ist sachlich aicht zu recht­

fert.lgen. 

4 .,A.uch die Gewich'tung der einzelnen Delik':f! ist tE=;ilwei.se: 

ni.cht: nachvollziehbar. 

In § 27 Abs 1 Zif 2 wird die Übertretung des Nichtbeachtens 

des Verbotsze:Lchens "Einfahrt verbot.en" mit einem Punkt 

belegt. 

Es ist nicht :'.u sehen, wieso etwa deI: V()rsto.& gegen e121 

allgemeinefi Fllhl:-verbot etc. - was ka·u:m. \1"eniger gefährlich 

ist .. diesbezUglieh folg-enlos bleiben soll. 

Daß :der Verstoß gegen die im Führersc.nei.n ei11get.!'"agene 

Auflage des M:!.tt:ührens einer Ersatzb:i:,ille {dies.? .in den 
Erläuter.ungen zu S 5 beispielsweise anqe.führte A1Jflaqe Yrla:c 

f:..,:,ühar ÜblJ.ch r aber qesetzwidrig, dann leqal.:~sie=·~: und 15'(: 

seit der 30. KOV-Novelle gestrichen} auf einer. S:ufe mit 

der Nichtbeachtung des Zeichens Rot/Gelb stehen 3()11~, ist 

nichi: begrUndba:r.'. 
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Das System der Punkteverqabe ist mit der Verordnungser­

mäcbtigung des S 49 a VStG abzustblUlten, da, sich der 

c:harakter eines AnonymverfUgungsdelikts und deI: eines 

i~pur.j}~tedelikts" schon im Hinblick arl! u:'1terschiedliche 

VerQrdnungspraxis nicht miteinander vereinbaren lassen . 

• 1. Die ln § 27 Abs 4 des Entwurfs verar~erte Möglichkeit des 

Strafriohters, bei Bedarf selbst Punkte zu ve!."te:i.len, ist, 

verf'ass·unqsrech·tl ich bedenk 1 ich: 

Wenn schon das :Prinzip der Gewaltentren:.1unq offen dl.trc!:~ 

brochen werden :3011, SO ist doch die M8g1ichkei t f aus 

Gründen der Generalprävention die Maßnallme de):, J\nhebung des 

Punktekontos durch Vergabe von Extrapunl~ten nach r ichte.r·, 

lichem Ermessen sachlich kaum zu rechtfertigen. 

W'eder hält di\~ bloße Anhebung des Punktestandes im zen'­

tralen Führert'3cheinreqister den Täter von der stt'aße at p 

noch ist eins.lchtig, daß die Anhebung se.ines Purjktestandes 

aus generalprävp-nti ver Rücksicht erfolgen k6nner.: soll" 

.5 • :::n En.twurf lit~gt auch die Gefahr neu.gr Pfründe ~ 

Nachdem diE:~ varpflichtenden wie auch diE.! freiwilligen 

Nachschulungen - wie zu befürchten ist - kaum vo:n den 

Behö:rden, sondern von gewinnorientiertelJ. Unternehmungen 

durcklgefüht,t \'lerden (wofür in S 38 A.i.J:s ~. Z 1 des: :En.twurfs 

a:.lch gleich vorsorge getroffen wird) ~ ist hiaJ.: la:l;:)e er.­

h iabllche Bela~tunq der betroffenen L'lnker' ang(ilegt. 

Als ;',egleitende Maßnahme für die Frelndvergabe derartige:::­

N'ach:;;chulungen i.st daher jedenfalls (lÜn preiskon-:'l:ollsystel\" 

vorzusehen. 

{j" Oie Uerücksicr..tigung von Verhalten, das im Ausland gesetzt. 

wur.de 1 bei der Beurteilung der VerkellXszuverlässlgkeit ;;.st 

ungeachtet der diesbezüglich bestehenden Judikatur bede;T~k­

lieh" 
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}I!S ist dem Betroffenen oftmals (vor allf-!m aus w:l.rtschaf~.­

:~.lcr,en 'Überlegungen) kaum zumutbar, 9'egl!n im Ausland 
~rqangene strafbescheide ein Rechts:m:ittal zu erheben. 

Durch. die ;~mg:ntwurf ang-edrohten, ins Inland reichenden 

W.irkungen ist dar Eetroffene gezwungen, auch in den Fäl:'.en; 

in denen eine Berufung unwirtschaftlich ist, den aus­

:}indischen Ret!htszug zu beschreiten. 

DJo hier nut' kursorisch aUfgezeigten Sch,,,,~chpunkte dl!s Entwurfs 

sind 1.:ür sich allEdne betrachtet geeignet., den Entwu~~:: als 

p:r:i.nz~_piol1 ungeeiq:r.:et zu beurteilen, sodaß sich ein Eingehen 

auf dia tdnzelnen Detailprobleme (vor alj.am .im Zusammenhang' mit 

dem Deli:Y.1:skatalog sowie dem MOdus der Pnnktelöschung) vorerst 
erübrigt. 

Mit 
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I 
Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer 
8011 Graz, Salzamtsgasse 3/1V, Postfach 557, Telefon (0316) 830290, Telefax (0 316) 82 97 30 

G.Zl.·510/95 
Obige Nummer bei Rückantworten erbeten 

An den 
Österreichischen 
Rechtsanwaltskammertag 
Rotentw:mstraße 13 
1011 Wien 

Betr.: Z1297/95 

Osterreichischer 
. Rechtsanwaltskammerteg 

eing. 2 11. NOV. 1qO; 

..•..... ..fach, mit ._ .•.••..•.... Beilagen 

~. J)r. J)adr~d.q; 
V .23.1I.1~ 

Stellungnahme zum Entwurf eines Führerscheingesetzes 

.. Der Ausschuß de~ Steiermärkischen Rechtsanwal tskammer gibt zu 

dem ihm zugemittelten Entwurf eines Führerscheingesetzes nach­

stehende 

st e 1 1 u n g nah me 

ab: 

1.) 

Wenn es auch grundsätzlich zu begrüBen ist, daß der Gesetzgeber 

den Versuch unternimmt, einzelne Rechtsmaterien zusammenzufassen 

und für bestimmte Bereiche eigene Gesetze zu schaffen, so müssen 

im vorliegenden Fall doch gewisse Zweifel zu dieser Vorgangswei­

se angemeldet werden. Der Grund hiefUr ist insbesondere' darin 

gelegen, daß der Gesetzgeber sich jedenfalls nicht entschließen , 

konnte, sämtliche mit der Führerscheingesetzgebung zusammenhän­

genden Vorschriften im nunmehr vorliegenden Entwurf zusammenzu­

fassen. Ganz abgesehen davon, daß das Führerscheingesetz ohne 

Zuhilfenahme des Kraftfahrgesetzes nicht verständlich ist, konn­

te sich der Gesetzgeber auch nicht dazu verstehen, beispielswei­

se die Ausbildungsvorschriften über Obungsfahrten und Ausbil­

dungsfahrten gemäß § 122 ff KFG in das Gesetz einzuarbei ten, 

verweist aber mehrfach auf diese Bestimmungen. 

Girokonto Nr. 0009-058694 bei der Steiermärkischen Sparkasse in Graz, Sparkassenplatz 4, PSK N r. 1140.574 
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Durch die ersatzlose Herausnahme der in § 45 Abs 2 FSG zitierten 

Bestimmungen aus dem Kraftfahrgesetz ~ es fallen rund 20 Para­

graphehheraus' - ~irdauchdas Kraftfahrgesetz, welches im Hin­

blick,auf·die.ständigen Novellen ohnehin ein zweifelhaftes 

Schicksal erl~idet, noch unübersichtlicher. . Die S1nnhaftigkei t 

der Vorgangsweise.des Gesetzgebers muß daher im Lichte der oben 

dargestellten Überlegungen durchaus in Zweifel gezogen werden. 

2.) 

Im übrigen fällt auf, daß der Gesetzgeber trotz Aufnahme durch­

.~us völlig neuer Bestimmungen in das Führerscheingesetz wieder 

ein berechtigtes Anliegen, welches insbesondere der Sicherheit 

,·.des Verkehrs dient, nicht aufgegriffen hat. Hiebei handelt es 

sich um die Kontrolle der Verkehrszuverlässigkeit bzw. Fahrtüch­

·tigkei t älterer Menschen. Naturgemäß besteht nach dem Wortlaut 

.der gesetzlichen Bestimmungen sehr wohl die Möglichkeit .einer' 

.,derartigen Kontrolle bzw. Überprüfung, jedoch nur aus gegebenem 

.finlaß. Dies bedeutet nichts anderes, als daß die generelle Fahr-

tüchtigkeit älterer Menschen nur dann beispielsweise einer medi­

zinischen Kontrolle unterzogen werden kann, wenn es hiefür einen 

Anlaßfall, beispielsweise einen Unfall mit Sach- oder Personen­

schaden gibt. 

Bei dieser Kritik wird nicht übersehen, daß die institutionali­

sierte Überprüfung der Verkehrstüchtigkeit ab dem Erreichen ein­

er bes~immten Altersgrenze naturgemäß mit gewissen Kosten und 

einem entsprechenden Verwaltungsaufwand verbunden wäre. Es müßte 

jedoch ein leichtes sein, diese Kosten auf die betroffenen Per­

sonen adäquat zu überwälzen. 

3. ) 

Gemäß § 4 Abs 3 FSG sind im Rahmen des Probeführerscheines von 

der Behörde Nachschulungen anzuordnen, wenn der Besitzer der 
Lenkberechtigung innerhalb der Probezeit einen schweren Verstoß 

(Abs 5) begeht oder gegen die Bestimmung des Abs 7 ebenfalls § 4 

FSG verstößt. Hiebei mangelt es in einer für die Rechtssicher­

heit erforderlichen Klarheit, ob es zur Anordnung von Nachschu-
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lungen schon dann kommen kann bzw. muß, wenn die Verstöße des 

Probeführerscheinbesitzers nicht mit einem Kraftfahrzeug sondern 

beispielsweise mit einem Fahrrad oder als fußgänger begangen 

werden. So ist naturgemäß denkbar, daß die inS 4 Abs'5 z:t 1 ge­

nannten Übertretungen teilweise auch mit Fahrrädern begangen 

werden können. 

4. ) 

Ausdrücklich zu begrüßen ist die Einführung einer Unterklasse 

der Klasse C, wonach eine Lenkberechtigung künftig für Kraftwa-

. 'gen der Klasse C mit einer höchsten zulässigen Gesamtmasse von 

nicht mehr als 7,5 t ausgestellt werden kann, ohne daß hiezu 

· (vermutlich) eine so weitgehende und kostenintensive Ausbildung 

erforderlich sein wird, um LKW's der Klasse C uneingeschränkt 

lenken zu können. Mit Recht. führt der Gesetzgeber in den erläu-

· ternden Bemerkung~n hiezu an, daß in den letzten Jahren Fahr­

zeugkategorien bis 7,5 t (schwere Caravans oder BootSanhänger) 
immer häufiger 'zugelassen werden. 

4. ) 

In § 7FSG wird was die Frage der strafbaren Handlungen, welche 

für die Tatbestandsmäßigkeit der Verkehrszuverlässigkeit heran­

zuziehen sind, betrifft erstmals der Begriff "wiederholt began­

gen" eingeführt. Dieser Begriff war im bisherigen § 66 KFG nicht 

enthalten. Hiezu wird die Auffassung vertreten, daß § 7 Abs 7 

FSG insoferne zu weitgehend ist, als bei der Beurteilung ob eine 

· strafbare Handlung wiederholt begangen wurde, vorher begangene 

und auch getilgte Handlungen der gleichen Art selbst dann heran­

zuziehen sind, wenn sie bereits einmal zur Begründung des Man­

gels der Verkehrszuverlässigkeit verwendet wurden. Es muß ent­

schieden der Auffassung des Gesetzgebers widersprochen werden, 

wonach aus bereits getilgten Handlungen Rechtsfolgen abgeleitet 

werden. 
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5.) 

Fraglich ist, inwieweit es sinnvoll ist-dem-Bundesminister für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr-eine Verordnungsermächtigung 

gemäß § 8 Abs 3 'FSGeinzuräumen, wonach sogar festzusetzen -ist, 

unter welchen Bedingungen Personen, bei denen bestinunte Leiden 

oder Gebrechen vorliegen, als zum Lenken von Kraftfahrzeugen ge­

eignet zu gelten haben. Hier wird offensichtlich der untaugliche 

Versuch gemacht, aus dem Vorliegen bestinunter Krankheiten, wel­

che diagnostisch zu definieren sind, Vor- oder Nachteile für den 

Bewerber um eine Lenkberechtigung zu statuieren. Hiebei wird of­

fensichtlich nicht in Betracht gezogen, daß Krankheitsbilder 

derselben Art zweifellos eine äußerst verschiedene Symptomatik 

,-, aufweisen können, die einmal das bestinunte Leiden oder Gebrechen 

darin hindert, eine Lenkberechtigung zu erlangen, das andere Mal 

eben nicht. 

6. ) 

Gemäß § 24 Abs 3 FSGist sanktioniert, daß der Besitzer einer 

Lenkberechtigung einem rechtskräftigen Bescheid mit der Auffor­

derung, die Gutachten gemäß § 23 Abs 4 beizubringen, keine Folge 

leistet. Demgegenüber kann im § 23 Abs 4 nicht erkannt werden, 

daß dort von Gutachten auch nur andeutungsweise die Rede ist. 

7. ) 

Entschieden zu kritisieren ist § 26 Abs 4, wonach die Punkte bei 

rechtskräftiger Entziehung der Lenkerberechtigung gelöscht wer­

den, es sei denn, die Erziehung erfolgte gemäß Abs 2 aufgrund 

der Nichtbefolgung behördlicher Anweisungen. Tatsächlich ist ge­

mäß § 26 Abs 2 FSG die Möglichkeit der Anordnung behördlicher 

Nachschulungen gegeben, wenn der Lenker eine Punkteanzahl von 

acht Punkten erreicht. Wird ihm sodann aufgrund der Nichtbefol­

gung dieser Anordnung der Führerschein entzogen, ist es umsomehr 

erforderlich, daß die Punkte gelöscht werden, da sämtliche ande­

ren Regelungen dem Gleichheitsgrundsatz widersprechen könnten. 
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Insge~amt kann p~ v9rliegenden Gesetzesentwurf überwiegend zu­

gestimmt.werden,.dies allerdings mit der Maßgabe; däß der Ver­

such vervollständigt wird, tatsächlich sämtliche, au~ den Führer­

schein bezughabende Bestimmungen in das Gesetz einzuarbeiten. 

Für den Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer: 

arn 20.11.1995 

Der Vizepräsident: 

(Dr. REdner Gottinger 

Der Referent: Dr. Hans Radl 
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VORARLBERGER RECHTSANWALTSKAMMER 
6800 Feldkirch, Vorstadt 26, Telefon 05522171122, Telefax 05522/313 45 

An den 
Österreichischen 
Rechtsanwaltskammertag 
Rotenturmstraße 13 
1010 Wien 

Osterreichischer 
. Reehtsanwaltskammerfag 

eing. 2 7. NOV. 1~95 

........ Jach, mit ... _ .. _ ....... Bellagen 

~. J>r· J10Jiey 

~. 

Feldkirch, am 24.11.1995 
ch 

Betrifft: 
Bezug: 

Führerscheingesetz, Entwurf, Stellungnahme 
ZI. 297/95 vom 30.10.1995 

Sehr geehrte Herren Kollegenl 

Als Referent für öffentliches Recht der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer 
nehme ich zum übermittelten Entwurf eines Führerscheingesetzes wie folgt 
Stellung: 

1. Allgemeines: 

Die Herauslösung der führerscheinbezogenen Bestimmungen aus dem KFG 
1967 und die Schaffung eines eigenen FSG wird trotz des Umstandes, daß 
dadurch die österr. Gesetzesflut um ein weiteres Exemplar vergrößert wird, 
begrüßt, weil hiedurch die Rechtslage für den Bürger zugänglicher und über­
sichtlicher wird. 

2. Wegen Zeitmangels kann im folgenden nur zu einzelnen Schwerpunkten 
Stellung genommen werden: 

a) Die EU-richtlinienbedingte Vereinheitlichung des Führerscheins, insbeson­
dere die gegenseitige Anerkennung und die Anwendung innerstaatlichen 
Rechts auf alle Ausländer mit Hauptwohnsitz in Österreich wird begrüßt. 

Seite 1 
Bankverbindung: Sparkasse Feldkirch 0000-015776, 0000-025742 (Versorgungseinrichtung), 0000-036244 (Ausbildung) 
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VORARLBERGER RECHTSANWALTSKAMMER 
6800 Feldkirch, Vorstadt 26, Telefon 05522171122, Telefax 05522/31345 

b) Im Interesse einer Entlastung der staatlichen Behörden soll- ähnlich wie zu 
der derzeit diskutierten Privatisierung der KFZ-Zulassung - zumindest die 
Privatisierung der Führerscheinprüfung durch ermächtigte Organisationen, 
wenn nicht die gesamte Führerscheinerteilung gründlich geprüft werden. 
Autorisierte hauptamtliche Prüfer mit fundierter Ausbildung würden die oft 
willkürliche Beurteilung und unterschiedlichen Durchfallsquoten im sei ben 
Prüfungsbereich reduzieren. 

c) Ebenso wären die Untersuchungen über die körperliche und geistige Eig­
nung wegen der Überlastung der Amtsärzte noch mehr auf private Basis zu 
verlegen. 

d) Bei der Führerscheinprüfung sollte der Schwerpunkt weg vom theoretischen 
Wissen und mehr auf die Fahrpraxis verlegt werden. 

e) Grundsätzlich scheint die Einführung eines "Punkte-Führerscheines" für die 
Hebung der Ver~ehrssicherheit sinnvoll. Die damit zwangsläufig verbundene 
Schematisierung widerspricht allerdings einem fundamentalen Grundsatz 
des österr. Strafrechtes, weil das konkrete Verhalten und der Grad des Ver­
schuldens des Betroffenen zu wenig beachtet wird. Dies gilt um so mehr, als 
der Führerscheinentzug von den meisten Bürgern als Strafe und nicht als 
Sicherungsmaßnahme empfunden wird. Es sollte daher überlegt werden, 
das Fahrverbot - ausgenommen bei mangelnder körperlicher oder geistiger 
Eignung oder fachlicher Befähigung - den Strafgerichten oder Strafbehörden 
als Nebenstrafe vorzubehalten. Dadurch würde dem Betroffenen ein besse­
rer Rechtsschutz durch die aufschiebende Wirkung einer Berufung und das 
Verbot der "reformatio in peius" gegeben. 

f) Das Amtshaftungsgesetz ist bei der derzeit restriktiven Anwendungspraxis 
nicht geeignet, einem durch zu Unrecht erfolgten Führerscheinentzug ge­
schädigten Bürger zu seinem Recht zu verhelfen. Dem Betroffenen sollte 
daher, im FSG, wie in der Schweiz und in der Bundesrepublik Deutschland 
eine angemessene näher festzulegende Entschädigung zugesprochen wer-
den. . 

Mit fraJ~ Grüßen 

(Dr. wJ?~ Blum) 

Seite 2 
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